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1 Grunde fur eine Strukturreform des BAfOG

Pinktlich zum 50. Jahrestag des BAfOG ist es an der Zeit, eine grundlegende Strukturreform des
Gesetzes auf die Tagesordnung zu setzen. Das BAf6G muss dabei grundlegend an die Erforder-
nisse einer modernen Gesellschaft angepasst werden, in der die Anforderungen an die Qualifika-
tion im Durchschnitt eher ansteigen und im Lebensverlauf immer wieder (Weiter-)Bildungen er-
forderlich sein werden.

Das BAfOG ist seit seinem Bestehen zunehmend ausgetrocknet. 1980 erhielten fast 800.000 Schii-
lersinnen BAfOG, zu dem Zeitpunkt fast doppelt so viele wie Studierende. 1983 wurde das Schu-
ler*innen-BAfOG de facto abgeschafft. Daraufhin sank die Zahl der gefdrderten Schiler*innen bis
1986 um 85 %. Lediglich rund 1,5 Prozent der Schiller*innen erhalten heute noch BAf6G. Das ist
ein bildungspolitischer Skandal, wenn man bedenkt, wie selektiv der Hochschulzugang immer noch
ist. Auch bei den Studierenden ist die Entwicklung dramatisch. 1972, also im Jahr nach seiner Ein-
fuhrung, wurden 44,6 % der Studierenden durch das BAf6G mit einem Vollzuschuss gefordert. Ak-
tuell bekommen nur noch etwa 11 % aller Studierenden Uberhaupt BAf6G, in der Regel als Teildar-
lehen. Das BAfOG erreicht langst nicht mehr — wie von allen demokratischen Parteien gefordert —
die untere Mittelschicht, sondern ,nur noch“ Familien an der Armutsgrenze. In absoluten Zahlen
wurden im Monatsdurchschnitt des Jahres 2019 lediglich 435.000 Personen bezuschusst, 118.000
Schulerinnen und Schiler sowie 317.000 Studierende.

Dies wiegt umso schwerer, als das fur die grof3e Mehrheit der Geforderten das BAfoG eine Grund-
voraussetzung dafiir ist, Uberhaupt studieren zu kdnnen. Knapp vier Flinftel gehen den Daten der
21. Sozialerhebung zufolge davon aus, dass sie ,ohne BAf6G nicht studieren kdnnten®. Von den
Studierenden der Bildungsherkunft ,niedrig“ haben anteilig deutlich mehr dieser Aussage zuge-
stimmt als Studierende der Ubrigen drei Herkunftsgruppen (,niedrig: 85 % vs. ,mittel“: 81 %, ,geho-
ben“: 74 %, ,hoch®: 72 %)*.

Weder das BAf6G noch die Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) sind in ihrer jetzigen Form fir sich ge-
nommen existenzsichernd. 393.420 Schilerinnen und Schiiler (ohne Schulkinder bis 14 Jahre),
Auszubildende und Studierende mussten im Jahresdurchschnitt 2019 ergéanzend sogenannte Hartz
IV-Leistungen beziehen. Die Leistungen nach BAB und BAf6G gehoren deshalb grundsatzlich auf
den Prufstand.

Zudem bestehen erhebliche Forderliicken im System. Diese betreffen Oberstufen-Schuler*innen,
wenn sie noch zuhause leben, Studierende die bei Studienbeginn tber 30, bei Aufnahme des Mas-
terstudiums Uber 35 Jahre alt sind. AuRerdem fehlen Forderangebote fur Orientierungsstudienange-
bote, Studierende die ein Zweitstudium absolvieren sowie fur berufsbegleitend Studierende. Beson-
ders fUr Lernprozesse im weiteren Lebensverlauf, einschliel3lich wissenschaftlichen Weiterbildung,
ist die Forderstruktur zersplittert, untbersichtlich, ungeniigend und wenig konsistent. Die Situation
ist gekennzeichnet durch Forderliicken und Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen dem SGB Il und
dem BAfOG.

Der DGB hat eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich intensiv mit einer Strukturreformen der Studi-
enfinanzierung auseinander gesetzt hat. Die Ergebnisse und erforderlichen MalRnahmen fir eine
weitergehende Strukturreform der Studienfinanzierung werden in diesem Positionspapier skizziert.

1 vgl.: Middendorff, E., Apolinarski, B., Becker, K., Bornkessel, P., Brandt, T., Heil3enberg, S. & Poskowsky, J.
(2017). Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in Deutschland 2016. 21. Sozialerhebung des
Deutschen Studentenwerks — durchgefiihrt vom Deutschen Zentrum fir Hochschul- und Wissenschaftsfor-
schung. Berlin: Bundesministerium fur Bildung und Forschung (BMBF), S. 53
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Wir mochten damit einen Dialogprozess mit allen interessierten und verantwortlichen Akteuren er-
offnen, um das BAfOG zu einem modernen und sozial gerechten Bildungsfinanzierungsinstrument
weiterzuentwickeln.
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2 Leitideen fur eine Strukturreform

Reformvorschlage fur das BAf6G missen sich aus gewerkschaftlicher Perspektive daran messen
lassen, ob sie einen wirksameren Beitrag dazu leisten Chancengleichheit im Bildungssystem herzu-
stellen, als das bestehende System. Der Zugang zu Bildung darf nicht langer so stark von der finan-
ziellen Leistungsfahigkeit des Elternhauses abhangen und das BAfOG muss in die Mittelschicht
greifen.

,Der soziale Rechtsstaat, der soziale Unterschiede durch eine differenzierte Sozialordnung auszu-
gleichen hat, ist verpflichtet, durch Gewahrung individueller Ausbildungsférderung auf eine berufli-
che Chancengleichheit hinzuwirken.” So steht es in der Begriindung des Gesetzentwurfes der Bun-
desregierung vom 18.3.1971 geschrieben?.

In der Praxis ist es jedoch bis heute so, dass Kinder aus akademisch gepragten Elternhausern
deutlich haufiger ein Studium aufnehmen, als Kinder aus nichtakademischen Haushalten. Das ist zu
grol3en Teilen bereits im schulischen System angelegt. Kinder aus Akademikerfamilien besuchen
deutlich haufiger ein Gymnasium als Kinder aus Herkunftsfamilien ohne akademische Tradition®.
Zwei von drei Kindern an Gymnasien haben Eltern, die selbst Abitur gemacht hatten. Nur acht Pro-
zent der Gymnasiast*innen haben Eltern mit Hauptschulabschluss oder gar keinen Abschluss*. Und
das hangt naturlich auch mit der durchschnittlich ungleichen Einkommenssituation dieser Haus-
haltstypen zusammen.

Die soziale Schieflage wird dadurch verstarkt, dass durch den sogenannten Familienleistungsaus-
gleich (insbesondere die Steuerfreibetrage) im bisherigen System die Haushalte eine htéhere finan-
zielle Entlastung erfahren, die zu den Besserverdienenden gehéren. Dem Staat sind Kinder und
junge Erwachsene aus Haushalten mit einem héheren Einkommen mehr wert, als Kinder aus Haus-
halten mit geringerem Einkommen. Das widerspricht eklatant dem Grundsatz sozialer Gerechtig-
keit.

Um seine Funktion als wirkungsvolles Instrument zur Herstellung von Chancengleichheit im Bil-
dungssystem wieder vollumfanglich zu erfullen, muss eine strukturelle BAf0G-Reform darauf ab-
zielen, diese soziale Selektivitat bestmdglich auszugleichen und die Férderung starker von den
Geforderten aus denken. Und die Forderung darf nicht an Altersgrenzen scheitern, die den Anfor-
derungen einer modernen Arbeitswelt nach lebensbegleitendem Lernen entgegenstehen. Die For-
derungsberechtigten missen zudem in die Lage versetzt werden, ihre Bildungsentscheidungen
nach eigenen Neigungen zu treffen. Dazu gehdrt ein deutlicher Schritt in Richtung Elternunabhén-
gigkeit der Forderung. Schliel3lich muss fir die Weiterentwicklung des BAfOG die Gleichwertigkeit
und Gleichbehandlung beruflicher und hochschulischer Bildung leitend sein. Und ein reformiertes
BAf6G muss wirkungsvoll vor Armut schiitzen.

Last but not least muss eine BAf6G-Strukturreform sicherstellen, dass nicht neue Férderlicken, bei-
spielsweise in Bezug auf das Starke-Familien-Gesetz (Bedarfsauslosung Bildungspaket), entstehen
bzw. begriindet werden kénnen.

2 vgl.: https://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/geschichte.php

3 vgl.: Nationaler Bildungsbericht 2020, Seite 185

4 vgl.: Datenreport 2021. Ein Sozialbericht fir die Bundesrepublik Deutschland, Seite 107 https://www.desta-
tis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021.pdf;jsessio-
nid=FD67AC41AD97195B9C1847E34B56ECEA.internet742? blob=publicationFile



https://www.bafoeg-rechner.de/Hintergrund/geschichte.php
https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021.pdf;jsessionid=FD67AC41AD97195B9C1847E34B56ECEA.internet742?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021.pdf;jsessionid=FD67AC41AD97195B9C1847E34B56ECEA.internet742?__blob=publicationFile
https://www.destatis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021.pdf;jsessionid=FD67AC41AD97195B9C1847E34B56ECEA.internet742?__blob=publicationFile
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2.1 Das Konzept im Uberblick

Im bisherigen BAfOG orientiert sich die Hohe der individuell méglichen Leistung an der besuchten
Ausbildungsstatte bzw. dem Ausbildungsgang. Diese Systematisierung nach Ausbildungsstatten
und deren unterschiedliche Bewertung schafft eine uniibersichtliche Situation. Im Ergebnis sieht
das BAfOG eine Vielzahl unterschiedlicher Férderséatze und Freibetragsregelungen vor, die nur
schwer nachvollziehbar und deren Sozialkriterien unklar sind. Dies betrifft im Besonderen die BA-
foG-Leistungen flr Menschen, die eine schulische Ausbildung machen bzw. einen allgemeinbilden-
den Schulabschluss auf dem ersten Bildungsweg erwerben wollen. Das Bundesverwaltungsgericht
hat deshalb folgerichtig das Verfahren zur Bemessung der Leistungen der Bundesausbildungsfor-
derung fur grundgesetzwidrig eingeschéatzt und zur Prifung an das Bundesverfassungsgericht tber-
wiesen®.

Der Bedarfssatz im BAfOG variiert bei eigener Haushaltsfiihrung ohne Kranken- und Pflegeversi-
cherungszuschlage je nach besuchter Bildungseinrichtung zwischen 585 und 752 Euro monatlich.
Wer noch keinen eigenen Haushalt fuhrt, also noch bei seinen Eltern wohnt, erhalt entweder gar
keine Leistungen oder deutlich geringere. Fir Studierende liegt der Regelbedarf dann nur noch bei
427 Euro monatlich. Fir Schiler*innen variiert er je nach besuchter Schulform zwischen 247 Euro
und 448 Euro.

Die bestehenden Forderséatze werden im vorliegenden Reformvorschlag verschlankt auf zwei Fall-
gruppen, damit wird eine Abkehr von der bisherigen Institutionenlogik im BAfOG vollzogen. Statt-
dessen sollen Forderungsberechtigte in vergleichbaren Lebenslagen auch zu gleichen Konditionen
gefordert werden. Die Auflistung der férderfahigen Ausbildungsstétten in 82 (1) BAf6G soll entspre-
chend gestrichen werden.

AulRerdem soll ein Einstieg in eine eigenstandige Forderung vollzogen werden. Alle jungen Men-
schen in einer schulischen oder beruflichen Ausbildung oder einem Studium sollen bis zum vollende-
ten 25. Lebensjahr eine Grundférderung bekommen. Sie soll ihnen elternunabhangig direkt ausbe-
zahlt werden. Mit Vollendung des 25. Lebensjahres soll diese Grundférderung (1. Sockel) fur alle
BAfoG-Geftrderten im BAf6G kompensiert werden. Das neue BAf6G (2. Sockel) soll in der Regel
eltern- und bedarfsabhangig als Vollzuschuss auf die Grundférderung aufsetzen. Darlber hinaus
wird eine der Lebenssituation angemessene Ausweitung der Voraussetzungen fir den Bezug einer
elterneinkommensunabhangigen Forderung vorgeschlagen.

Um wieder mehr Menschen in die Foérderung nach BAf6G zu bekommen, schlagen der DGB und
seine Mitgliedsgewerkschaften mehrere MaRnahmen vor. Zentral ist eine deutliche Erhéhung der EI-
terneinkommensfreibetréage. Aktuell erreicht das BAf6G langst nicht mehr die Mittelschicht, sondern
,nur noch“ Familien mit einem Einkommen an der Armutsgrenze. Diese lag 2019 fur eine vierkdpfige
Familie bei einem Haushaltseinkommen von netto 2.500,00 Euro. Ein BAf6G-berechtigtes Kind aus
diesem Haushalt erhalt nicht den BAf0G-Hochstsatz, sondern es werden 19 Euro des elterlichen Ein-
kommens angerechnet. Hatte die Familie nur ein Kind wiirden bei gleichem Haushaltsnettoeinkom-
men sogar 305 Euro angerechnet und vom BAf6G-Regelbedarf abgezogen. In dieser Familiensitua-
tion liegt die Armutsgrenze bei einem Haushaltsnettoeinkommen von 2.148 Euro netto. Mit der
Verpflichtung, die Ausbildung des Kindes zu finanzieren, rutscht auch diese Familie an die Armuts-
grenze. Der Staat erwartet also gegenwartig von den Eltern, dass sie fur die Ausbildung ihrer Kin-
der planmaRig die eigene Armutsgefahrdung in Kauf nehmen.

>Vgl.: BVerwG, Beschluss vom 20.05.2021 — 5 C 11.18 https://www.bverwg.de/pm/2021/31
Siehe dazu auch: Bundesverwaltungsgericht halt Bedarfssatz fiir Studierende nach dem BAf6G fir verfas-
sungswidrig. In: SoSIPLUS 7/2021, S. 2 f. https://www.bund-verlag.de/zeitschriften/soziale-sicherheit



https://www.bverwg.de/pm/2021/31
https://www.bund-verlag.de/zeitschriften/soziale-sicherheit
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Daruber hinaus sollen Schiler*innen auch dann wieder BAf6G beziehen kdnnen, wenn sie noch bei
ihren Eltern wohnen, die Altersgrenzen sollen entfallen, die Forderungshdchstdauer um zwei Semes-
ter erhoht werden (Regelstudienzeit + 2) und die forderfahigen Studienformate ausgeweitet werden.
Diese und weitere Reformvorschlage werden im Folgenden skizziert.

2.2 Zielgruppen

Die Forderungsberechtigten werden wie eingangs beschrieben zwei Fallgruppen zugeordnet fiir die
jeweils eigene Bedarfssatze und Verwaltungsvorschriften die Anspriiche definieren. Zugleich wird
die Gruppe der Anspruchsberechtigten erweitert. Mit der Férderung des berufsbegleitenden Studi-
ums und von hochschulischer Bildung im Lebensverlauf nach Abschluss eines ersten akademischen
Abschlusses werden neue Forderungstatbestande eréffnet.

Gefordert werden sollen Schiler*innen mit dem Ziel des Erwerbs eines allgemeinbildenden
Schulabschlusses ab Klasse 10 sowie Fachschiler*innen mit dem Ziel des Erwerbs einer be-
ruflichen Grundbildung (z. B. Berufsvorbereitungsjahr). Auch Schiler*innen, die noch bei ihren
Eltern wohnen, sollen ab der 10. Klasse wieder einen elternabhangigen Anspruch aus Leistungen
des BAfOG als Vollzuschuss erhalten.

AulRerdem gefdrdert werden sollen Schuler*innen mit dem Ziel eines mindestens zweijahrigen
berufsqualifizierenden schulischen Abschlusses, Schiler*innen des Zweiten Bildungswegs
(ZBW) sowie Studierende an Hochschulen und Akademien. Auch ein berufsbegleitendes Studium
in Vollzeit soll forderfahig sein. Fur Studierende eines formal weiterbildenden Studiengangs soll ana-
log dem AFBG die Mdglichkeit der Ubernahme von Studiengebiihren unter bestimmten Vorausset-
zungen ermdglicht werden. Aul3erdem sollen im Sinne der Gleichstellung hochschulischer und be-
ruflicher Bildung in der staatlichen Bildungsfinanzierung im reformierten BAf6G Schiler*innen mit
dem Ziel eines mindestens zweijahrigen berufsqualifizierenden schulischen Abschlusses und Stu-
dierende gleichbehandelt werden.

Studierende, die nach Abschluss eines ersten akademischen Abschlusses ein Zweitstudium ab-
solvieren, sollen unter bestimmten Bedingungen ebenfalls die Mdglichkeit einer Férderung erdffnet
bekommen. Berufliche Abschlisse, die ein solches Studium erméglichen sollen dabei férderrecht-
lich wie ein erster akademischer Abschluss gewertet werden.

2.3 Struktur der Forderleistungen

Grundforderung 257 Euro (1. Sockel)

Die Grundférderung in Hohe von 257 Euro erhalten alle jungen Menschen, die eine allgemeinbil-
dende oder schulische Ausbildung oder ein Studium absolvieren elternunabh&ngig. Die Auszahlung
erfolgt direkt an die Auszubildenden bzw. Studierenden.

Die Hohe der Grundférderung orientiert sich am einkommensunabhangigen Sockelbetrag des Kin-
dergrundsicherungskonzeptes des DGB®. Die Grundforderung finanziert sich bis zur Vollendung

¢ Das Kindergrundsicherungskonzept des DGB setzt sich aus zwei Komponenten zusammen: Einem Sockel-
betrag in Hohe von 257 Euro - also einem neuen, erhéhten Kindergeld, das alle Eltern je Kind unabhéngig
von ihrem Einkommen erhalten. Hinzu kommt ein einkommensabhangiger, nach dem Alter der Kinder gestaf-
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des 25. Lebensjahres aus dem Kindergeld und den steuerlichen Vergtinstigungen des Familienleis-
tungsausgleichs. Der Umweg Uber das Konto oder die Steuererklarung der Eltern, wie es beim Kin-
dergeld oder den steuerlichen Freibetrdgen des Familienleistungsausgleichs der Fall ist, entfallt. Bis
zur Vollendung des 25. Lebensjahres ist die Grundférderung damit weitgehend aufkommensneutral.
Ab Vollendung des 25. Lebensjahres soll die Grundférderung fur alle dem Grunde nach BAf6G-Be-
rechtigten im BAf6G elternunabh&ngig kompensiert werden.

Regelbedarf reformiertes BAf6G (2. Sockel)

Der Regelbedarf des reformierten BAfOG orientiert sich im Wesentlichen an den Anforderungen des
DGB an eine 27. BAf6G-Novelle. Das heif3t, die Leistung wird in der Regel elternabhangig und als
Vollzuschuss gewahrt. Die in 8 11 (2a) und (3) des bestehenden BAfGG definierten Ausnahmen, die
einen Bezug von elternunabhangigen Leistungen nach dem BAf6G erlauben, sollen erweitert wer-
den. Wer eine in der Regel dreijahrige Berufsausbildung abgeschlossen hat soll BAf6G in Zukunft
bereits elternunabhéngig erhalten kdnnen, wenn sich eine 2jahrige Berufstatigkeit angeschlossen
hat. Dies gilt auch fir Absolvent*innen einer zweijahrigen Ausbildung mit anschlieRend mindestens
dreijahriger Berufstatigkeit. Insgesamt mussen finf Jahre erreicht werden, statt wie bisher sechs
Jahre (3+3 bzw. 2+4). BAf6G-Beziehende mit Kindern im eigenen Haushalt fur deren Betreuung sie
verantwortlich sind sollen ebenfalls elternunabhéngiges BAf6G erhalten.

Wenn Minderjahrige, die Anspruch auf Grundsicherung haben, einen BAf6G-férderfahigen Bil-
dungsgang besuchen, soll das BAf6G vorrangig sein. Die Grundférderung und der Regelbedarf fur
den Lebensunterhalt sollen im SGB Il anrechnungsfrei auf das Einkommen der Eltern gestellt wer-
den, wenn der/die Auszubildende noch zuhause wohnt.

Wer nicht mehr familienversichert ist, kann dartiber hinaus weiterhin die Pauschalen zur Kranken-
und Pflegeversicherung als Zuschuss erhalten.

3 Bedarfssatze, Freibetrdge und Wohnkosten im reformierten
BAfOG

Fur die Ermittlung des studentischen Bedarfs im BAf6G kénnen unterschiedliche Kriterien herange-
zogen werden. In der Sozialerhebung des DSW erfolgt die Bedarfsermittlung tber die Konstruktion
eines ,Normalstudierenden®, d.h. einer aufRerhalb des Elternhauses lebenden ledigen, studierenden
Person im Erststudium und einen Abgleich der Einnahmen und Ausgaben. Zum Zeitpunkt der 21.
Sozialerhebung (Sommersemester 2016) wurden 819 Euro als durchschnittliche monatliche Ausga-
ben Studierender ermittelt.

felter Zusatzbetrag. Volljahrige junge Erwachsene bis 25 Jahre, die sich in einer Erstausbildung befinden o-
der die arbeitslos gemeldet sind und einen Ausbildungs- oder Studienplatz suchen, sollen den Sockelbetrag
von 257 Euro ebenfalls erhalten. Der Sockelbetrag tritt an die Stelle des Kindergeldes und des Kinderfreibe-
trags nach geltendem Recht. Diese Regelung entspricht den Anspruchsvoraussetzungen des heutigen Kin-
dergeldes und tragt der Verfassungsvorgabe Rechnung, dass das kindliche Existenzminimum nicht besteuert
werden darf. Damit ergibt sich fur alle Haushalte ein spurbarer Vorteil gegentiber dem heutigen Kindergeld
(zurzeit 219 Euro fur das erste und zweite Kind). Vgl.: https://www.dgb.de/++co++39180022-94f7-11ea-91df-
52540088cada/DGB-Konzept-fuer-eine-arbeitnehmerorientierte-Kindergrundsicherung.pdf
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Der BAf6G-Bericht der Bundesregierung zieht neben den Daten der Sozialerhebung die Entwick-
lung der Brutto- wie Nettolohn- und -gehaltssumme je beschaftigten Arbeitnehmer heran (Durch-
schnitt) um Anpassungsbedarfe zu prifen. Insbesondere die Entwicklung der Nettoléhne wird fo-
kussiert. AuRerdem werden die Entwicklung bei der Grundsicherung fir Arbeitsuchende, der
Verbraucherpreisindex und schlief3lich die finanzwirtschaftliche Entwicklung herangezogen.

Nicht zuletzt weist die BAf6G-Berichterstattung der Bundesregierung darauf hin, dass das Kinder-
geld, soweit es weitergereicht wird, den Finanzierungsspielraum der Auszubildenden erhdhe, da es
anders als in anderen Sozialleistungsgesetzen nicht bei der elterlichen Einkommensanrechnung
berticksichtigt wird ’. Diese Argumentation ist aus gleich mehreren Griinden problematisch:

1. werden in ihr verschiedene sozial-,steuer- und bildungspolitische Leistungen vermischt,

2. werden weder das Kindergeld noch die Leistungen des sogenannten Familienleistungsausglei-
ches im Normalfall an die Auszubildenden selbst ausgezahlt, sondern an deren Eltern,

3. waren bereits 2014 und 2015 rund 31 Prozent aller jungen Erwachsenen, die BAf6G bezogen,
Uber 25 Jahre alt, hatten darauf also gar keinen Anspruch mehr®.

Es verwundert vor diesem Hintergrund nicht, dass nach Auffassung des Bundesverwaltungsge-
richts der Regelbedarf von monatlich 373 Euro, der zum Wintersemester 2014/15 galt, gegen den
aus dem verfassungsrechtlichen Teilhaberecht auf chancengleichen Zugang zu staatlichen Ausbil-
dungsangeboten folgenden Anspruch auf Gewahrleistung des ausbildungsbezogenen Existenzmi-
nimums, verstoRt. Schon seit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 2010 zur Re-
gelsatzhohe fur erwerbsfahige Leistungsberechtigte nach dem SGB 1I° steht das Fordersystem des
BAfOG unter scharfer verfassungsrechtlicher Beobachtung. Denn die beiden Saulen der Bedarfser-
mittlung von Studierenden in § 13 BAf6G weichen erheblich von den — inzwischen nachgebesserten
— Regelungen im SGB Il ab. Trotz dieser Nachbesserung sind die anrechenbaren Wohnkosten auf
eine Pauschale begrenzt, wahrend im Recht des SGB 1l (§ 22 SGB) die tatsachlichen Kosten der
Unterkunft Gbernommen werden, soweit sie angemessen sind. Das Bundesverwaltungsgericht hat
deshalb dem Bundesverfassungsgericht die Frage der Vereinbarkeit des Bedarfssatzes mit den ge-
nannten Bestimmungen des Grundgesetzes zur Entscheidung vorgelegt®. In Frage gestellt ist auch
die Berechnungsmethode. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts steht aus.

Die Kiritik, dass der Bedarfssatz im BAfOG das Existenzminimum nicht deckt, teilen der DGB und
seine Mitgliedsgewerkschaften. Seit dem Wintersemester 2020/21 liegt der Regelbedarf fir Studie-
rende bei 427 Euro pro Monat (ohne Wohnpauschale und Kranken- und Pflegversicherung). Bereits
2016 gaben Studierende monatlich im Schnitt 535 Euro ohne Miete aus!!. Um die Liicke zwischen
Regelbedarf und den durchschnittlichen Ausgaben zu schlieRen, ware bereits 2016 eine Erhéhung
um 108 Euro notwendig gewesen. Ein bedarfsdeckendes BAf6G muss jedoch auch die Preissteige-
rung regelmanig nachvollziehen. Um dieses Ziel zu erreichen, ist eine Erhdhung des Regelbedarfs
um 150 Euro auf 577 Euro monatlich angemessen.

7Vgl.: Deutscher Bundestag. Drucksache18/460: Zwanzigster Bericht nach § 35 des Bundesausbildungsfér-
derungsgesetzes zur Uberprifung der Bedarfssatze, Freibetrage sowie Vomhundertsatze und Hochstbetrage
nach § 21 Absatz 2, S. 51. http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800460.pdf

8Vgl.: DGB Jugend (2016) : Alternativer BAfoG-Bericht, S. 24. https://jugend.dgb.de/-/aGi

® BVerfG — Urteil vom 09.02.2010 — 1 BvL 1/09 u. a.

10 vgl.: BVerwG, Beschluss vom 20.05.2021 — 5 C 11.18 https://www.bverwg.de/pm/2021/31

Siehe dazu auch: Bundesverwaltungsgericht halt Bedarfssatz fiir Studierende nach dem BAfoG fir verfas-
sungswidrig. In: SoSIPLUS 7/2021, S. 2 f. https://www.bund-verlag.de/zeitschriften/soziale-sicherheit

11'vgl.: Dohmen et al (2019): Ermittlung der Lebenshaltungskosten von Studierenden: Aktualisierte Berech-
nung anhand der 21. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks Tabelle 8, S. 50



http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/004/1800460.pdf
https://jugend.dgb.de/-/aGi
https://www.bverwg.de/pm/2021/31
https://www.bund-verlag.de/zeitschriften/soziale-sicherheit
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3.1 Schuler*innen-BAfoG

Schiler*innen mit dem Ziel des Erwerbs eines allgemeinbildenden Schulabschlusses ab Klasse 10
sowie Fachschuler*innen mit dem Ziel des Erwerbs einer beruflichen Grundbildung (z. B. Berufsvor-
bereitungsjahr) sollen anspruchsberechtigt sein, auch wenn sie noch im Elternhaus wohnen. 79
Prozent der Kinder, deren Eltern einen Hochschulabschluss haben studieren, aber nur 24 Prozent
derer, bei denen die Eltern kein Abitur, sondern hochstens einen beruflichen Abschluss haben.
Um dieser enormen sozialen Selektion im Bildungssystem entgegen zu wirken ist dringend erfor-
derlich, Schiler*innen ab der 10. Klasse auch dann wieder elterneinkommensabhéngig mit BAf6G
zu fordern, wenn sie noch zuhause wohnen.

Die dadurch entstehenden Mehrkosten durften sich auf mittlere Sicht durch héhere Steuereinnah-
men aufgrund besserer Verdienstmdoglichkeiten im Lebensverlauf amortisieren. Und zwar unabhan-
gig davon, ob die jungen Menschen im Anschluss studieren oder tber eine Berufsausbildung ihre
Erwerbsbiografie starten.

Der Regelbedarf fur Schiler*innen ist in gleicher Weise wie beim Studierenden-BAfoG abgeleitet
bei 397 Euro festzusetzen, wenn die Schiler*innen noch bei den Eltern wohnen (247 Euro + 150
Euro). BAf6G-Gefdrderte, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, erhalten mit Vollendung des 25.
Lebensjahres die 257 Euro des ersten Sockels elterneinkommensunabhangig zusatzlich zum Re-
gelbedarf.

3.2 Auszubildenden- und Studierenden-BAfoG

Auszubildende mit dem Ziel eines mindestens zweijahrigen berufsqualifizierenden schulischen Ab-
schlusses, Schiler*innen des Zweiten Bildungswegs (ZBW) sowie Studierende in einem Erststu-
dium an Hochschulen und Akademien'? sowie unter bestimmten Rahmenbedingungen berufsbe-
gleitend Studierende, sollen férderfahig sein. Fur die Férderung eines berufsbegleitenden Studiums
sind Kriterien und Einkommensgrenzen gesondert festzulegen.

Im Sinne der Gleichstellung hochschulischer und beruflicher Bildung in der staatlichen Bildungsfi-
nanzierung werden im reformierten BAf6G Auszubildende mit dem Ziel eines mindestens zweijahri-
gen berufsqualifizierenden schulischen Abschlusses und Studierende sowie der ZBW gleichbehan-
delt. Das gilt auch fir die Férdersatze und Freibetréage. Die Forderung des ZBW bleibt
elternunabhangig.

Der Regelbedarf fir Auszubildende, Studierende und Schuler*innen des Zweiten Bildungs-
wegs ist wie in Abschnitt 3 ausgefihrt bei 577 Euro festzusetzen, wenn die Auszubildenden noch
bei den Eltern wohnen (427 Euro + 150 Euro). BAf6G-Geforderte, die das 25. Lebensjahr vollendet
haben, erhalten mit Erreichen des 25. Lebensjahres die 257 Euro des ersten Sockels elterneinkom-
mensunabhangig zusétzlich zum Regelbedarf mit dem BAf6G. So soll eine Verschlechterung der
finanziellen Situation mit Vollendung des 25. Lebensjahres verhindert werden. Das ist auch darum

12 Also auch Berufsfachschulklassen und Fachschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene
Berufsausbildung nicht voraussetzt, sofern sie in einem zumindest zweijahrigen Bildungsgang einen berufs-
qualifizierenden Abschluss vermitteln, sowie Fach- und Fachoberschulklassen, deren Besuch eine abge-
schlossene Berufsausbildung voraussetzt, ZBW-, Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendreal-
schulen, Abendgymnasien und Kollegs, Hoheren Fachschulen sowie Akademien, die Abschliisse verleihen,
die nicht nach Landesrecht Hochschulabschliissen gleichgestellt sind.
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geboten, weil die Lebenshaltungskosten Studierender mit dem Alter steigen, wie Dohmen zeigen
konnte®3.

Der Regelbedarf fur berufsbegleitend Studierende soll dem fir Vollzeitstudierende entsprechen.
Ein ,berufsbegleitendes Studium“ im Sinne der Akkreditierungsverordnungen der Lander!* soll nach
dem BAfOG forderfahig sein, wenn es formal ein Vollzeitstudium ist. Der Umfang der Erwerbstétig-
keit darf wahrend der Vorlesungszeit maximal 20 Wochenstunden umfassen und der Erwerb von 30
ECTS im Semester muss studienorganisatorisch méglich sein. Der Freibetrag fur das eigene Ein-
kommen ist héher als fur Vollzeitstudierende anzusetzen. Das Jahreseinkommen darf 9.744 Euro
brutto nicht Ubersteigen. Siehe dazu Gliederungspunkt 3.4.

3.3 Weiterbildende Studiengange und Zweitstudium

Die Privatisierungstendenzen im deutschen Bildungssystem treten im Bereich der Weiterbildung be-
sonders deutlich zutage. Angebote der wissenschaftlichen Weiterbildung sind in der Regel kosten-
pflichtig. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften lehnen die Privatisierung von Bildungskosten
ab, da sie die soziale Spaltung in unserem Bildungswesen vertieft. Wir lehnen es deshalb ab, dass
die Hochschulen ihre Angebote der wissenschaftlichen Weiterbildung tber hohe Gebuhren kosten-
deckend anbieten mussen und fordern, die entsprechenden Vorgaben in den Landeshochschulge-
setzen zu streichen.

Die Mdoglichkeit der Forderung eines weiterbildenden Studiengangs®® (nach einer ersten Phase be-
ruflicher Praxis) ist bereits heute im BAf6G mdglich. Allerdings scheitert eine Férderung in der Pra-
xis oft an den Altersgrenzen und daran, dass viele weiterbildende Studiengange keine Vollzeitstudi-
engange sind. Neben den Zulassungsvoraussetzungen unterscheiden sich weiterbildende
Studiengange von konsekutiven auch dadurch, dass sie in der Regel sowohl an privaten als auch
an staatlichen Hochschulen gebuihrenpflichtig sind'®. Diese MalRnahmekosten bzw. Studiengebtih-
ren werden im BAfOG bisher nicht gefordert. Dies soll nach MalRgabe dieser DGB-Forderung kiinftig
ermdglicht werden. Unter bestimmten Voraussetzungen soll dariiber hinaus die Férderung eines
Zweitstudiums moglich werden.

Forderung eines weiterbildenden Studiums

In Analogie zum Aufstiegs-BAf6G soll es BAf6G-Geforderten moglich sein, Zuschiisse zu den Stu-
diengebuhren fur weiterbildende Studiengange zu beantragen. Wie im AFBG soll einkommens- und
vermoégensunabhangig eine Forderung tatsachlich anfallender Studienganggebiihren bis maximal
15.000 Euro ma@glich sein, davon 50 % als Zuschuss und 50 % als KfW Bankdarlehen. Vorausset-
zung fur die Forderung der Studiengebiihren soll eine mindestens dreijahrige Erwerbstatigkeit nach
Abschluss der Berufsausbildung (Ziel in der Regel weiterbildender Bachelor) bzw. des ersten aka-
demischen Abschlusses (Ziel in der Regel weiterbildender Master) mit einem Mindesteinkommen
analog der Verwaltungsvorschrift 11.3.5 sein.

Die Férderung des Lebensunterhalts erfolgt zu den reguléaren Konditionen des reformierten BAfOG.

13 Dohmen et al 2019: a.a.0., S. 56ff.

4 beziehungsweise formal als ,berufsbegleitend” akkreditierte Studiengange.

15 Vvgl.: https://studienwahl.de/studieninfos/besondere-studienformen/weiterbildende-studiengaenge

16 Die Anforderungen an weiterbildende Studiengénge sind in der Regel in den Landeshochschulgesetzen
geregelt. Vgl. beispielsweise fir Baden-Wirttemberg: https://www.landesrecht-bw.de/jpor-
tal/?quelle=jlink&query=HSchulG+BW+%C2%A7+31&psmi=bsbawueprod.psmi&max=true

17vgl.: http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund 15101991 42511VwV17.htm



https://studienwahl.de/studieninfos/besondere-studienformen/weiterbildende-studiengaenge
https://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&query=HSchulG+BW+%C2%A7+31&psml=bsbawueprod.psml&max=true
https://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&query=HSchulG+BW+%C2%A7+31&psml=bsbawueprod.psml&max=true
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_15101991_42511VwV17.htm
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Zweitstudium

Nach aktueller Rechtslage soll Ausbildungsférderung grundsatzlich nur gewéhrleisten, dass eine
erste qualifizierte Ausbildung nicht an fehlenden finanziellen Mitteln scheitert. Das wird der hohen
Dynamik moderner und transformativer Arbeitsmarkte und Qualifikationsanforderungen nicht mehr
gerecht. Die Forderung eines Zweitstudiums im Lebensverlauf soll deshalb unter bestimmten Vo-
raussetzungen sowohl berufsbegleitend als auch in Vollzeit mdglich sein,

1.) aus einem unabdingbaren Grund; z.B. wenn der bisherige Beruf aus gesundheitlichen Grinden
nicht mehr ausgeibt werden kann,

2.) wenn die Zukunftsaussichten im bisherigen akademischen Berufsfeld auf dem Arbeitsmarkt
schlecht sind,

3.) es im Zielstudium einen hohen Arbeitsmarktbedarf/Fachkraftemangel gibt, eine Férderung also
im offentlichen Interesse liegt.

Die Forderung eines Zweitstudiums soll elternunabhéngig, aber einkommens- und vermégensab-
hangig erfolgen. Das heil3t, dass zur Bedarfsprifung ausschlie3lich das eigene Einkommen und
Vermogen oder das des Ehepartners bzw. des Partners/der Partnerin einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft zugrunde zu legen ist.

Voraussetzung fur die Forderung eines Zweitstudiums ist eine mindestens funfjahrige Erwerbstatig-
keit ¥nach Abschluss des Erststudiums mit einem Mindesteinkommen analog der Verwaltungsvor-
schrift 11.3.5%°. Die Forderung eines Zweitstudiums wird zu 50 % als zinsfreies Darlehen und zu 50
% als Zuschuss geleistet. Die Hohe der Foérderung sowie der Einkommensfreibetrage entspricht
den Regelungen fur das Erststudium.

Der Vermogensfreibetrag soll analog des § 17 AFBG?° wie folgt festgelegt werden:
Von dem Vermoégen bleiben anrechnungsfrei

1. fUr die oder den Studierenden selbst 45.000 Euro,

2. fur den jeweiligen Ehegatten oder Lebenspartner 2.300 Euro,

3. fur jedes Kind der oder des Studierenden 2.300 Euro.

Zur Vermeidung unbilliger Harten kann ein weiterer Teil des Vermdgens anrechnungsfrei bleiben.

3.4 Einkommens- und Vermdgensfreibetrage

Die Freibetrage fur das elterliche Einkommen mussen deutlich erhdht werden, um wieder mehr
Menschen in die Forderung zu bekommen. Um die untere Mittelschicht wieder zu erreichen, muss
der Elternfreibetrag von derzeit 1.890 Euro auf 2.340 Euro (bei miteinander verheirateten Eltern
(1.300+1.040 Euro)) angehoben und kiinftig regelmafig im Kontext mit dem BAf6G-Bericht der
Bundesregierung angepasst werden.

'8 Die Verwaltungsvorschriften zum Einkommensbegriff zu Nummer 3 sollen auch fiir den Nachweis der Er-
werbstatigkeit zur Férderung eines Zweitstudiums gelten. Vgl.: https://www.bafég.de/de/zu-11-umfang-der-
ausbildungsfoerderung-325.php

19 vgl.: http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund 15101991 42511VwV17.htm

20 ygl.: https://www.aufstiegs-bafoeq.de/de/das-gesetz-im-wortlaut-1712.html#17 Einkom-

mens Verm%C3%B6gensanrechnung



https://www.bafög.de/de/zu-11-umfang-der-ausbildungsfoerderung-325.php
https://www.bafög.de/de/zu-11-umfang-der-ausbildungsfoerderung-325.php
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_15101991_42511VwV17.htm
https://www.aufstiegs-bafoeg.de/de/das-gesetz-im-wortlaut-1712.html#17_Einkommens_Verm%C3%B6gensanrechnung
https://www.aufstiegs-bafoeg.de/de/das-gesetz-im-wortlaut-1712.html#17_Einkommens_Verm%C3%B6gensanrechnung
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Die bestehenden Einkommens- und Vermdgensfreibetrage fir die Auszubildenden und Schiler*in-
nen sollen beibehalten werden. Das heif3t, in einem 12monatigen Bewilligungszeitraum darf der Zu-
verdienst 5.400 Euro nicht tberschreiten, d.h. im Schnitt ist ein monatlicher Zuverdienst von 450
Euro anrechnungsfrei mdglich. Und, 8.200 Euro Vermogen bleiben bei der BAf6G-Forderung unbe-
rucksichtigt, der Rest ist voll zur Finanzierung der Ausbildung einzusetzen. Fur verheiratete bzw. in
eingetragener Lebenspartnerschaft verbundene Auszubildende sowie fir Auszubildende mit Kin-
dern erhoht sich der anrechnungsfreie Betrag flr jede der genannten Personen jeweils um 2.300
Euro.

Sonderfall berufsbegleitendes Studium

Ein berufsbegleitendes Studium im Sinne der Akkreditierungsverordnungen der Lander?! soll nach
dem BAfOG forderfahig sein, wenn es formal ein Vollzeitstudium ist. Das heil3t, der Umfang der Be-
rufstatigkeit wahrend der Vorlesungszeit maximal 20 Wochenstunden umfasst, 30 ECTS im Semes-
ter erworben werden kénnen und das Jahreseinkommen bei Ledigen 9.744 Euro brutto?? nicht tber-
steigt. Bei verheirateten bzw. in einer eingetragenen Partnerschaft lebenden berufsbegleitend
Studierenden darf das Haushaltseinkommen 19.488 Euro nicht Gbersteigen (Bezugsjahr 2021). Da-
mit liegt der monatliche Freibetrag fur das eigene Einkommen bei 812 Euro brutto fur Ledige und
1624 Euro fur Ehepaare und eingetragene Partnerschaften. Jeder Euro, der diesen Betrag uber-
steigt, wird mit dem BAf6G bis zur Einkommensanrechnungsgrenze von 450 Euro monatlich ver-
rechnet. Fur die Vermogensanrechnung gelten die gleichen Freibetrage wie fir Vollzeitstudierende
klassischer Studienformate.

3.5 Bedarfsgerechte Wohnkosten

Im bisherigen BAfOG werden Gefdrderten die noch zuhause wohnen 56 Euro Wohnkostenzuschuss
gewahrt. Die durchschnittlichen Mehrkosten fiir Wohnen, wenn ein Kind im Haushalt lebt, liegen je-
doch tatsachlich héher. Die Hochstbetrage im Kindergrundsicherungskonzept des DGB enthalten
daher einen pauschalierten Wohnkostenanteil fur das Kind in Hohe von 110 Euro?. Dieser ergibt
sich aus dem Differenzbetrag der Wohnkosten eines Paares mit einem Kind im Vergleich zu einem
Paar ohne Kind (SGB-Il-Daten April 2021).

Um eine realistische Unterstiitzung zu gewahren soll die Wohnkostenpauschale fur Geférderte, die
noch bei ihren Eltern leben, entsprechend auf 110 Euro zusétzlich zum Regelbedarf angehoben
werden. Diese sollen bei vorliegendem Wohngeldanspruch der Eltern fiir die Berechnung der Hohe
des Wohngeldanspruches von der Realmiete abgezogen werden.

BAf6G-Empfanger*innen mit eigenem Haushalt kénnen zusétzlich zum Regelbedarf (2. Sockel) re-
gional gestaffelt Wohnkosten entsprechend des Wohngeldgesetzes erhalten. Die Mieten Uberstei-
gen die Mietkostenpauschale von 325 Euro an zu vielen Hochschulstandorten. Um regionale Unter-
schiede abbilden zu kénnen, sprechen wir uns fir eine Ubernahme der tatsachlichen Wohnkosten
fur Auszubildende mit eigenem Haushalt entsprechend der regionalen Obergrenzen nach Wohn-
geldgesetz aus. Damit wirden die Wohnkostenzuschiisse im BAfOG fir einen Ein-Personenhaus-
halt je nach Region (im Wohngeld gibt es 7 Stufen) zwischen maximal 352 Euro und maximal 647
Euro pro Monat liegen. Auf diesem Weg wirden Empfénger*innen von mitkostenbezogenen Sozial-
leistungen weitgehend gleichgestellt. Die Durchfiihrung soll bei den BAfoG-Amtern liegen, um auch

2! beziehungsweise formal als ,berufsbegleitend” akkreditierte Studiengénge.

22 Die Hohe entspricht dem Grundfreibetrag im Steuerrecht und soll dem zweiten Familienentlastungsgesetz
entsprechend 2022 weiter auf 9.984 Euro steigen. Vgl.: https://www.bundestag.de/presse/hib/801846-801846
23 \V/gl.: das Konzept des DGB fiir eine Kindergrundsicherung, Seite 7 https://www.dgb.de/-/Woj
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in Zukunft die Leistungen aus einer Hand sicher zu stellen und keine weiteren burokratischen Hur-
den in die Antragsstellung einzuziehen.

4 Weitere Anforderungen an eine Strukturreform des BAf6G

4.1 Foérderungshodchstdauer realistisch gestalten

Das Schiiler*innen-BAf6G soll entsprechend der Dauer des zu erwerbenden schulischen Abschlus-
ses ab der 10. Klasse bzw. der beruflichen Grundqualifikation gewéahrt werden. Schiler*innen in ei-
ner Ausbildung werden entsprechend der Dauer der zu férdernden mindestens zweijahrigen schuli-
schen Ausbildung geférdert.

Nur 33,6 % der Studierenden haben ihr Studium 2019 in Regelstudienzeit abgeschlossen (BA —
38,1 %, MA — 23,3 %). Das heifl3t, 66,4 % erreichen ihren Studienabschluss nicht in der von den
Hochschulen fir den Studiengang vorgegebenen Regelstudienzeit. Es ist fir den Studienerfolg
nicht hilfreich, wenn gerade in den Abschlusssemestern die Férderung endet und damit die Studi-
enfinanzierung wegbricht. Der Anteil der Hochschulabschliisse in Regelstudienzeit plus zwei Se-
mester lag 2016 bei rund 79 % (Statistisches Bundesamt, Hochschulen auf einen Blick 2018). Des-
halb sollte die Férderungshdchstdauer im BAf6G pauschal um zwei Semester erhoht werden.

4.2 Verlangerung der Férderungshdchstdauer

Fur Engagement kann die Férderhéchstdauer aktuell nur verlangert werden, wenn Studierende sich
in gesetzlich vorgesehenen Gremien und satzungsmafigen Organen der Hoch-schulen und der
Lander sowie in satzungsmafigen Organen der Selbstverwaltung der Studierenden an diesen Aus-
bildungsstéatten sowie der Studentenwerke, engagieren. Die Definition von Engagement, welches
die Forderhtchstdauer verlangert, sollte weiter gefasst werden. Wir schlagen deshalb vor, im §
15(3)3 zu verankern, dass BAf6G auf Antrag Uber die Férderungshdchstdauer hinaus auch geleistet
werden kann, fir nachweisliches Engagement in den Férderwerken der Begabtenforderung sowie
in einem der anerkannten Jugendverbande sowie fur die Mitwirkung in gesetzlich vorgesehenen
Gremien betrieblicher Interessensvertretung, in der kommunalen Selbstverwaltung, der Arbeits- und
Sozialgerichtsbarkeit sowie der Sozialversicherungen. Eine Verlangerung um maximal zwei Semes-
ter, wie aktuell moéglich, halten wir fir angemessen.

Auszubildende mit Pflegeaufgaben sollen bei Vorliegen eines anerkannten Pflegegrades eines
pflegebedurftigen nahen Angehérigen im BAfOG gleichgestellt werden mit Menschen mit Behinde-
rungen, denn auch Sie brauchen mehr Zeit.

4.3 Altersgrenzen streichen

Leistungen nach dem BAf6G erhalt nur, wer bei Beginn der Ausbildung das 30. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, bei Masterstudiengangen das 35. Lebensjahr. Zu diesem Grundsatz gibt es nur
wenige Ausnahmen, zum Beispiel fur Absolventinnen und Absolventen des zweiten Bildungsweges.

Die starren Altersgrenzen konterkarieren die Idee des lebenslangen bzw. -begleitenden Lernens
und der Bologna-Reform. Es gehorte zum Grundgedanken der Bologna-Reform, dass ein erster
Einstieg in den Arbeitsmarkt mit dem Bachelor erfolgt. Der Master kann dann nach einigen Berufs-
jahren angeschlossen werden. Dieser Weg ist im BAfOG durch die Altersrestriktionen fir viele
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verbaut. Auch Menschen, die zunachst eine Berufsausbildung machen und mehrere Jahre arbeiten
erschwert das im Verlauf der Erwerbsbiografie noch ein Studium anzuschlieen. Angesichts in vie-
len Bereichen steigender Anforderungen an die Qualifikation ist das nicht nur fir die betroffenen
Menschen sondern auch gesellschaftlich kontraproduktiv. Die Altersgrenzen entsprechen nicht der
Lebensrealitat vieler Menschen sowie den gesellschaftlichen Anforderungen, deshalb sind sie in
Analogie zum Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG), das richtigerweise keinen Altersbe-
grenzung kennt, im BAf6G ersatzlos zu streichen.

4.4 Orientierungsstudium fordern

Mit der Einfihrung eines sogenannten Orientierungsstudiums oder von Orientierungsphasen vor
dem eigentlichen Studienstart an vielen Hochschulen hat sich eine neue Forderliicke im BAf6G
aufgetan. Das erschwert insbesondere den Studierenden den Zugang zu diesen angeboten, die
nicht tber eine gesicherte Finanzierung verfugen. Um Chancengleichheit im Zugang zu Studien-
angeboten zu schaffen, die entsprechende Angebote dem Studium verbindlich vorschalten, ohne
dass sie explizit Teil des Curriculums sind, missen diese nach BAfOG forderfahig werden. Mindest-
kriterien sollten in einer Rechtsverordnung geregelt werden.

4.5 Schulische Berufsausbildungen mit mehreren aufeinander aufbauenden
Phasen

Schilern*innen die beispielsweise tber den Weg einer zweijahrigen Fachschulausbildung die Mog-
lichkeit zur Aufnahme einer Ausbildung zur/zum Erzieher*in oder zur Heilerziehungs-pfleger*in wéh-
len, fehlt es an einer weiteren Férderungsmaglichkeit nach dem BAf6G, weil das BAfOG diesen
Ausbildungsweg nicht als Einheit, sondern als zwei dem Grunde nach getrennte férderungsfahige
Ausbildungsgéange ansieht. In der Regel ist jedoch beispielsweise fur die Ausbildung zur/zum Erzie-
her*in mindestens eine 2-jahrige Berufsausbildung im Berufsbereich Erziehung/Pflege (Sozialassis-
tent*in oder &hnliches) oder eine gleichwertige Qualifikation (z. B. Fachoberschule) vorausgesetzt.
In der Konsequenz wird vielen Interessierten so im Verlauf ihrer Berufsbiografie eine hochschuli-
sche Weiterqualifizierung verwehrt.

Wir schlagen vor, schulische Berufsausbildungen, die aus mehreren aufeinander aufbauen-den
Phasen bestehen (wie z.B. Vorpraktikum + Berufsfachschule + Fachschule), um zu einem aner-
kannten Berufsabschluss mit Fachkraftstatus zu erlangen, im BAf6G als zusammenhangende
Bildungsabschlisse zu werten. Auf diesem Weg kann ein aufbauender Studienabschluss im BAf6G
forderfahig werden.

4.6 Der Internationalisierung Rechnung tragen

Das BAfOG soll, um der Internationalisierung an den Hochschulen Rechnung zu tragen, herkunfts-
unabhangig werden. Menschen mit Fluchterfahrung bendtigen Férderung unabhangig vom Bewilli-
gungsstatus und Verfahrensstand des Asylverfahrens sowie Herkunftsland fir die gesamte Dauer
des Studiums, einschlief3lich der studienbezogenen sprachlichen Vorbereitung. Dabei sollten die
kulturellen und sprachlichen Probleme durch eine Forderung von mindestens der durchschnittlichen
Studiendauer auslandischer Studierender geleistet werden. Im Bedarfsfall muss die Forderung des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung an allen Schulen und Einrichtungen des Zweiten Bil-
dungswegs gesichert sein.
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Beim Ubergang aus Unterstiitzung vom Asylbewerberleistungsgesetz bzw. SGB ins BAfoG durfen
keine Unterstitzungsliicken entstehen.

Wir sprechen uns fiir eine entsprechende Uberarbeitung der § 8 insbesondere die Streichung die
Voraufenthaltsdauer in § 8 Abs. 2 und 15a (3) sowie gegebenenfalls weitere Folgeanderungen im
BAf6G aus.

4.7 Studienabschlussforderung ohne Verschuldungsangst

Die Zahl der Studienabbrtiche und deren Verteilung nach Semester und Motiven legt nahe, dass
Studienabbriiche in htheren Semestern zu haufig der finanziellen Situation geschuldet sind®*.

Aktuell kann eine Studienabschlusshilfe gemaR BAfOG langstens fir 12 Monate gewahrt werden,
allerdings als 100 % zuriickzuzahlendes zinsfreies Darlehen. Wer die Regelstudien-zeit schon mehr
als vier Semester tberschritten hat und keinen Anspruch mehr auf BAf6G hat, hat auch keinen An-
spruch auf die Abschlussférderung.

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften sprechen sich dafiir aus, auf Grundlage der neuge-
fassten Forderungshéchstdauer (bisherige Regelstudienzeit + 2 Semester) die Studienabschluss-
foérderung zu den regularen Konditionen des BAfOG zu gewéahren.

4.8 Notfallmechanismus implementieren

Im BAfOG soll ein Notfallmechanismus implementiert werden, der erméglicht, in finanzielle Not ge-
ratenen Schiler*innen, Auszubildenden und Studierenden unbdrokratisch eine schnelle Hilfe bei
der Finanzierung von Lebenshaltungskosten und Miete in einer epidemischen oder anderen Krisen-
lage von nationaler Tragweite zu erméglichen.

4.9 Entburokratisierung und Digitalisierung der Antragstellung

Die Griinde, warum kein Antrag auf BAfOG gestellt wird sind vielféltig. Zu den wesentlichen gehéren
der hohe birokratische Aufwand und die komplexen Antragsformulare. Um dem Ziel einer Entbiro-
kratisierung und Digitalisierung der Beantragung gerecht zu werden, sollen die Antragsformulare
weiter vereinfacht und die Online-Beantragung bundesweit und bundeseinheitlich ermoglicht wer-
den. AuRerdem soll der Datenabgleich mit den Finanzamtern erlaubt und der Bewilligungszeitraum
auf die Regelstudienzeit verlangert werden. Der neue Bewilligungszeitraum schafft Planungssicher-
heit. Um die Geforderten vor Riickzahlungen zu schiitzen, falls sich ihre bzw. die Einkommens-
und Vermogensverhaltnisse ihrer Eltern &ndern, soll es trotzdem eine jahrliche Neuberechnung
geben.

Bezogen auf das laufende Semester soll eine rickwirkende Antragstellung erméglicht und eine ra-
sche Erstauszahlung der Leistung sichergestellt werden. Der Leistungsnachweis nach dem 4. Se-
mester soll entfallen.

24 ygl.: Heublein et.al. (2017): Zwischen Studienerwartungen und Studienwirklichkeit. Seite 33ff
https://www.dzhw.eu/pdf/pub fh/fh-201701.pdf
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4.10 Ausbildungszeiten in der Rentenversicherung bewerten

Fur alle, deren Rente erst ab 2009 beginnt — also alle aktuell Studierenden - werden maximal acht
Jahre an Schul- oder Studienzeiten sowie Ausbildungszeiten auf die Wartezeit von 35 Jahren ange-
rechnet. Sie wirken sich nicht direkt auf die Rentenhdhe aus. Nur Zeiten einer Berufsausbildung,
der Besuch einer Fachschule sowie einer berufsvorbereitende Bildungsmaflinahmen werden in der
Rente bewertet und wirken sich direkt und fuir hdchstens insgesamt drei Jahre rentensteigernd aus.
Diese drei Jahre sind in den maximal acht Jahren enthalten und nicht zusatzlich. Das konterkariert
alles Reden von der Notwendigkeit lebensbegleitenden Lernens und dem deutlichen Trend zu hé-
heren Qualifikationsanforderungen im Beschéftigungssystem. Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften fordern deshalb, dass alle Bildungszeiten wieder in der Rentenversicherung bewertet
werden.

Die Zustandigkeit fur diesen Punkt liegt beim BMAS.

4.11 Forderkonditionen Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) und BAf6G anglei-
chen

Wer Auszubildende bzw. Auszubildender ist oder an einer berufsvorbereitenden Bildungs-maf3-
nahme teilnimmt und einen eigenen Haushalt fihren muss, auch der kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen eine staatliche Foérderung erhalten — die Berufsausbildungsbei-hilfe (BAB ist im SGB
Il verankert. Allerdings waren die Pauschalen und Freibetrage bisher niedriger als im BAfoG fur
Studierende. Das ergibt weder sozialpolitisch einen Sinn, da die Kosten der eigenen Haushaltsfih-
rung nicht mit dem angestrebten Abschlussziel variieren, es ist auch eine unzeitgemaf3e Schlechter-
stellung der Beruflichen Bildung im Vergleich zur hochschulischen Bildung. Daher war es folgerich-
tig, dass nach der 26. BAf6G-Novelle die Mietkostenpauschale von Fdrderberechtigten mit
eigenem Haushalt auch in der BAB auf monatlich pauschal 325 Euro erhéht worden ist und die
Freibetragssteigerungen ebenfalls angeglichen in drei Schritten erfolgen. Im nachsten Schritt muss
auch der Grundbedarf, der sich bisher am Schiler*innen-BAf6G orientiert, an das Studierenden-
BAfOG angeglichen werden. 2017 wurden im Jahresdurchschnitt 88.000 Auszubildende und rund
23.000 Teil-nehmer*innen an berufsvorbereitenden Malihahmen mit BAB geftrdert.

Um das Ziel einer sozialpolitischen Gleichbehandlung nachhaltig zu sichern, unabhangig davon,
ob eine Berufsausbildung oder ein Studium geférdert wird, fordern der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften eine grundsatzliche Angleichung der Férderkonditionen der Berufsausbildungsbeihilfe
an die des Studierenden-BAfoG.

Die Zustandigkeit fur diesen Punkt liegt beim BMAS.

4.12 Gesamtkonzept zur Finanzierung lebenslangen Lernens

Die Bildungsfinanzierung ist in Deutschland stark zersplittert. Was dringend fehlt ist eine schlissige
Gesamtarchitektur zur Finanzierung lebensbegleitenden Lernens, die die verschiedenen Forderin-
strumente in ein transparentes Gesamtsystem zusammenfihrt. Es ist ein politischer Abstimmungs-
prozess erforderlich, um zu klaren, welche Leistungen weiter aus Beitragen der Arbeits(losen)versi-
cherung - also Uber das SGB - finanziert werden sollen und welche aus Steuermitteln Giber das
reformierte BAfOG und das AFBG und wie die verschiedenen Instrumente sinnvoll aufeinander ab-
gestimmt und anschlussfahig gestaltet werden kénnen.

Die Bildungsfinanzierung muss dahingehend weiterentwickelt werden, dass eine Foérderung tber
den Lebensverlauf hinweg und in heterogenen Lebenslagen mdglich wird. Das BMBF und das
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BMAS sind aufgefordert in der kommenden Legislaturperiode einen Prozess unter Beteiligung der
Sozialpartner und weiterer relevanten Stakeholder aufzusetzen, um in der aktuellen Forder- und
Finanzarchitektur lebenslangen Lernens Liicken zu identifizieren und konzeptionell zu schliel3en.




